Der Kreistag

des Landkreises Teltow-Flaming

Ausschuss fur Gesundheit und Soziales

Niederschrift

Uber die 23. offentliche Sitzung des Ausschusses fir Gesundheit und Soziales -— am
22.08.2011 im 14943 Luckenwalde, AnhaltstraBe 31, Ubergangswohnheim fir
Asylbewerber.

Anwesend waren:

Ausschussvorsitzende
Frau Maritta Bottcher

Stimmberechtigte Mitglieder
Frau Evelin Kierschk

Herr Detlev von der Heide
Frau Heike Kiihne

Frau Gertrud Klatt

Herr Andreas Krliger

Herr Dr. Manfred Georgi

Herr Erich Ertl

Sachkundige Einwohner
Herr Rainer H6hn

Verwaltung

Frau Kirsten Gurske
Frau Waltraud Kahmann
Frau Renate Glnther
Herr Guido Kohl

Frau Gudrun Olle

Entschuldigt fehlten:

Stimmberechtigte Mitglieder
Frau Angelika Osterreicher

Sachkundige Einwohner
Herr Marco Kerbs

Frau Karin Mayer

Frau Gabriele Georgi

Verwaltung
Herr RUdiger Lehmann
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Beginn der Sitzung: 17:00 Uhr
Ende der Sitzung: 18:20 Uhr

Tagesordnung:

Offentlicher Teil

BegrifRung und Mitteilungen der Vorsitzenden
Einwendungen gegen die Niederschrift der Sitzung vom 16. Mai 2011
Die Suchtpravention im Landkreis Teltow-Flaming

A WO DN P

Vorstellung des Ubergangswohnheimes fiir Asylbewerber im Landkreis
Teltow-Flaming sowie laufender Projekte und Netzwerke

Zusammenarbeit zwischen dem ASB - UWH und dem Gesundheitsamt

o O

Verschiedenes

Offentlicher Teil

TOP 1
BegruRRung und Mitteilungen der Vorsitzenden

Frau Bottcher begrifdt alle Abgeordneten, sachkundigen Einwohner, Vertreter der
Verwaltung und Gaste.

Zu der mit der Einladung ubergebenen Tagesordnung gibt es eine Anderung. Der Thema
Suchtpravention im Landkreis Teltow-Flaming wird aus Krankheitsgrinden von der
Tagesordnung genommen. Mit dieser Anderung gilt die Tagesordnung als bestétigt.

TOP 2
Einwendungen gegen die Niederschrift der Sitzung vom 16. Mai 2011

Die Niederschrift der Sitzung vom 16. Mai 2011 wird bestatigt.

Frau Boéttcher informiert Gber den Ausgang der Verhandlungen zum Notarztstandort fir die
Region Dahme. Sie bedankt sich bei allen daran Beteiligten fir ihren Einsatz der im Ergebnis
dazu beigetragen hat, dass der Standort Luckau erhalten bleibt.

Frau Gurske weist darauf hin, dass der Kreis noch keine offizielle Mitteilung zum Erhalt hat.

TOP 3
Die Suchtpréavention im Landkreis Teltow-Flaming

Dieser TOP wird krankheitsbedingt auf die Sitzung am 26.09.2011 verlegt.

TOP 4
Vorstellung des Ubergangswohnheimes fur Asylbewerber im Landkreis Teltow-
Flaming sowie laufender Projekte und Netzwerke

Herr Hohn, Leiter des Ubergangswohnheimes, stellt die Einrichtung vor und berichtet (iber
laufende Projekte und Netzwerke. Die Power-Point erhélt jeder Anwesende zum Nachlesen
ausgehandigt.
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Frau Bottcher fragt nach den zwischenmenschlichen Beziehungen. Wie geht man damit um,
dass viele Asylbewerber Uber einen langen Zeitraum den Status als Duldung haben, der
einschneidend ist in der Lebensqualitat.

Herr Hohn antwortet, dass aufgrund der vielen Nationalitaten und Kulturen Konflikte nicht
ausbleiben. Das Ziel im Ubergangswohnheim ist Hilfe zur Selbsthilfe. D.h., wenn dem
Asylbewerber nichts angeboten wird, ist er zum Nichtstun verdammt. Daher ist es wichtig
Angebote zu machen, wie z.B. Deutschkurse, ehrenamtliche Tatigkeit, Arbeitsgelegenheiten.
Dem Asylbewerber ist klarzumachen, dass er seinen zukinftigen Lebensweg selbst
bestimmen muss.

Es gibt auch Asylbewerber, die nicht in ein UWH gehdren, wie z.B. starke Alkoholiker. Des
Weiteren gibt es Fliichtlinge im UWH die andere Fliichtlinge unterdriicken. Der Mitarbeiter im
UWH muss seine Bewohner kennen. Abends und nachts ist nur ein Mitarbeiter bzw. der
Wachschutz vor Ort.

Die beiden Uber Blrgerarbeit beschéftigten Frauen sind eine gute Unterstiitzung, aber leider
nur fur eine begrenzte Zeit. Sie leisten eine hervorragende Arbeit gerade mit den Kindern.
Die Eltern sind oft Analphabeten und gerade, wenn die Kinder in die Schule kommen,
konnen sie nicht mit der erforderlichen Unterstitzung der Eltern rechnen.

Frau Witt ergénzt, solange man sich in dem Asylverfahren bzw. in der Duldung befindet, ist
man verpflichtet, in dieser Gemeinschaftsunterkunft zu leben.

Es gibt im Laufe des Aufenthaltes Unterschiede, wann jemand aus welchen Griinden eine
Duldung oder einen anderen Aufenthaltstitel und damit die Mdéglichkeit bekommt, auch an
den gesellschaftlichen Aktivitdten teilzuhaben, wozu u.a. auch das Recht auf Arbeit gehort.
Solange der Betroffene sich in der Duldung befindet, hat er keine Méglichkeit zu erlernen,
wie das deutsche System funktioniert. Wenn sie dann einen Aufenthaltstitel bekommen
haben, missen sie eigentlich sofort wissen, wie Behdrden funktionieren, welche Gesetze
notwendig sind, wo man Antrage stellt etc.

Von groRem Nutzen ware fur die Betroffenen eine Art Probewohnen.

Auf die Frage von Frau Gurske, ab welchem Aufenthaltstitel man arbeiten darf, antwortet
Frau Witt, dass das sehr unterschiedlich ist.

Befindet man sich in der allgemeinen Duldung und wirkt mit an der Aufklarung, dann hat man
eine allgemeine Arbeitserlaubnis nach 4 Jahren. Es gibt auch Heimbewohner, die bereits bis
zu 16 Jahre hier sind und von denen man kein selbstandiges Leben mehr erwarten kann.

Herr Dr. Bautz weist darauf hin, dass sich die Zusammensetzung der Flichtlinge, die nach
Brandenburg kommen, in den letzten Jahren sehr verandert hat. Es sind nicht alleinstehende
Méanner, sondern es kommen vielfach Familien aus dem nahen Osten, aus Afghanistan, Irak,
Persien. Es sind oftmals Menschen, die unter Gewalterfahrungen in ihren Heimatlandern
gelitten, einen sehr labilen Gesundheitszustand haben und in vielen Fallen Analphabeten
sind.

Das bedeutet fur die Mitarbeiterinnen in den Fluchtlingsheimen zusatzliche Anstrengungen
zu all dem, was sonst so alltaglich an Arbeit ist. Deshalb ist es umso wichtiger, die Erfolge im
UWH in Luckenwalde hervorzuheben.

Die im UWH Luckenwalde gemachten Erfahrungen wurden mit Hilfe eines landesweiten
Projektes in andere Landkreise weitergetragen. So kommt es zum Erfahrungsaustausch. Als
Leuchtturmprojekte sind zu bezeichnen: das Gesundheitsprojekt und der Deutschkurs, die
Dank der Arbeit sehr engagierter Mitarbeiter entstanden sind.
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Die Rechtslage sah ursprunglich vor, dass Menschen, die nach Deutschland kommen und,
einen Asylantrag stellen, dann entweder einen Aufenthaltstitel erhalten oder in ihr
Heimatland zuriickgehen.

Die Realitat ist anders: Die wenigsten, die abgelehnt werden, gehen zurtck in ihr
Heimatland.. Die Zahl der Menschen, die in Duldung leben, hat sich tber die Jahre immer
weiter erhoht. Die kommunalen Auslanderbehdérden sollten prifen, ob sie all ihren Spielraum
ausnutzen, um in Einzelfallen die Duldung auch zu beenden.

Herr Kriger fragt, ob es nicht sinnvoll wére, die Asylbewerber und die Menschen mit
Duldung zu trennen, um sie gezielter auf ein Leben in Deutschland vorzubereiten?

Zur Statistik der Bewohner fragt er, wie die Situation der Jugendlichen ist, haben sie die
Chance auf einen Ausbildungsplatz?

Des Weiteren fragt er nach der Zusammenarbeit mit den Kirchen, da die verschiedensten
Religionen im UWH aufeinandertreffen.

Herr H6hn antwortet, dass auch die Ausbildung vom Aufenthaltstitel abh&angig ist und die
installierten Netzwerke am Leben erhalten werden missen. Ideal ware ein Netzwerk in der
Form eines interkulturellen Beratungszentrums. Dort kénnte man als kommunale Stelle
ansetzen und von dort aus alle Dinge koordinieren und aktivieren.

Frau Witt erganzt, dass es wichtig ist, aus der Bevélkerung Patenschaften zu bilden. Uber
die personlichen Kontakte kommt man auch an ganz andere Mdglichkeiten. Gefragt sind
Ideen, wie man Bereiche fir gemeinnitzige Tatigkeiten erweitern kdnnte. Im Moment ist
gemeinnutzige Tatigkeit nur im Objekt mdglich, es ist aber wichtig, dass die Menschen aus
dem Heim herauszukommen. Es geht darum, Aufgaben zu finden, wo sich die Bewohner aus
dem UWH einbringen kénnen und sie somit nicht unter sich bleiben.

Herr Hohn fihrt als Beispiel die Arbeit von zwei ehrenamtlich tatigen Frauen im UWH an.
Diese Arbeit wird dankend von den Bewohnern angenommen. Jede kleine Aktivitat ist von
Interesse.

Frau Witt berichtet, dass im Moment keine Mdglichkeit besteht, Familien, die in eine
Wohnung ziehen, Betreuungspersonal zur Seite zu stellen. Die Betroffenen mussen sich,
wenn sie Unterstitzung brauchen, im UWH melden.

TOP5
Zusammenarbeit zwischen dem ASB - UWH und dem Gesundheitsamt

Frau Gunther, Leiterin des Sachgebietes amtsarztlicher und sozialmedizinischer Dienst im
Gesundheitsamt, informiert dartiber, dass es die Kooperation zwischen dem Gesundheitsamt
und dem Asylbewerberheim seit 2009 gibt.

Frau Olle, Diplomsozialarbeiter im sozialpsychiatrischen Dienst des Gesundheitsamtes,
berichtet Uber die Arbeit, die im Rahmen der Kooperation geleistet wird.

Der sozialpsychiatrische Dienst ist flr alle Menschen da, die psychische seelische Probleme
haben, wo das Gesundheitsamt beratend begleitend sowie betreuend tatig ist.

Das Projekt ist seit Marz 2009 gewachsen, weil im UWH immer wieder krisenbelastende
Situationen entstanden sind und die psychische Erkrankungen der Asylbewerber oftmals
auch dazu fiuhren, dass es zu stationdaren Einweisungen oder zur einstweiligen
Unterbringung kommt.

Die Sprechstunde findet jeden zweiten Dienstag im Monat in der Zeit von 13.00 — 14.00 Uhr
in den Raumen des UWH statt. Auf Wunsch der Betroffenen werden die Gesprache auch im
Gesundheitsamt geftihrt. Es gibt eine enge Zusammenarbeit mit den jeweiligen Fachéarzten,
der Klinik in Treuenbrietzen sowie der Charité in Berlin. Es gibt eine enge Zusammenarbeit
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mit Frau Witt, mit dem Mehrgenerationenhaus und dem Frauenhaus. Bei Bedarf werden
Betreuungsempfehlungen ausgesprochen. Gerichtlich bestellte Betreuer kimmern sich dann
um die Belange der Betroffenen. AuRerhalb der Sprechstunde im UWH kommen die
Betroffenen auch in das Gesundheitsamt, im Rahmen von Einzelgesprachen bzw. im
Rahmen einer Suchtberatung.

Seit 2009 wurden insgesamt 60 Einzelgesprache durchgefihrt. Im Jahr 2011 waren es von
Januar bis August 18 Einzelgesprache, eine Betreuungsanregung, eine stationéare
Unterbringung und sieben Kriseninterventionen. Bei einer Krisensituation wird gepruft,
inwiefern derjenige ambulant oder durch Einbindung einer Sozialstation begleitet werden
kann.

Frau Gunter berichtet Giber die Arbeit der Impfsprechstunde im UWH. Im Jahr 2009 wurde
mit der Impfsprechstunde im UWH begonnen und seitdem wurden 14 Impfsprechstunden
durchgefuhrt. Die Asylbewerber kommen aber auch ins Gesundheitsamt. Es wurden
inzwischen 155 Personen geimpft, was ca. 60 % der Bewohner entspricht. Die Art der
Impfung sind die allgemein empfohlenen Impfungen, also Tetanus, Diphtherie, Keuchhusten,
Kinderlahmung und die Grippeimpfung. Insgesamt wurden 352 Impfungen durchgefuhrt und
es wurden 129 Impfausweise ausgestellt.

Die Verstandigungsschwierigkeiten wurden dahingehend geldst, dass Aufklarungsblatter in
vielen Sprachen zur Verfligung stehen.

Der zahnéarztliche Dienst hat mit den Kindern im UWH trockenputzen geiibt, da viele gar
keine Zahnburste kennen.

Frau Witt erganzt, dass das UWH jetzt mit eingebunden ist in das Netzwerk Gesunde Kinder.
Frau Gurske fligt an, dass laut Entscheidung der Verwaltung alle Asylbewerberkinder die
Leistungen fur Bildung und Teilhabe erhalten werden. Dies gelte auch fur die Asylbewerber

nach § 3 AsylbLG, die keinen rechtlichen Anspruch auf diese Leistungen héatten.

Es wird einen gemeinsamen Termin mit der Burgermeisterin der Stadt Luckenwalde und
dem Geschéftsfuhrer vom ASB geben zur Situation des UWH geben.

TOP 6
Verschiedenes

Zu diesem TOP gibt es keine Anmerkungen.
Die nachste Sitzung findet planméaRig am 26. September 2011 statt.
Frau Bottcher beendet die Sitzung.

Zum Abschluss besteht fir alle Interessierten die Mdglichkeit, die Einrichtung zu besichtigen.

Datum: 18.11.21

Ausschussvorsitzende Protokollfiihrerin

18.11.2021
Seite: 5/5



	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	Nummer
	Betreff
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu

